
  

 

An die 
Städte, Märkte und Gemeinden 
sowie Verwaltungsgemeinschaften 
und Zweckverbände  
im BAYERISCHEN GEMEINDETAG 

München, 22. Dezember 2022 
 R VI/ste  

Rundschreiben 78/2022 
 
Amtsangemessene Alimentation von Beamten 
 
 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 
sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist der Dienstherr verpflichtet, seine Be-
amten angemessen zu alimentieren. Die Besoldung ist danach so zu bemessen, dass dem Beam-
ten und seiner Familie ein amtsangemessener Lebensunterhalt ermöglicht wird. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in den letzten Jahren die Grundsätze der amtsangemessenen Alimentation 
weiter konkretisiert. Es hat dabei festgestellt, dass unter Zugrundelegung des bisherigen im Besol-
dungsrecht relevanten Modells der Alleinverdiener-Familie auch der Beamte in der niedrigsten Be-
soldungsgruppe und Stufe eine Nettoalimentation erhalten muss, die für ihn und seine Familie einen 
Mindestabstand von 15 % zum Grundsicherungsniveau wahrt. Bei dieser Berechnung müssen auch 
regional höhere Kosten der Unterkunft berücksichtigt werden, weil auch bei Beziehern von Grund-
sicherungsleistungen die regional anfallenden Wohnkosten übernommen werden, soweit sie ange-
messen sind. 
 
Diese Rechtsprechung hat nicht nur Auswirkungen auf Beamte in den unteren Besoldungsgruppen. 
Zu den weiteren Grundsätzen des Alimentationsprinzips gehört es, dass ein angemessener Ab-
stand zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen gewahrt wird. Dies führt dazu, dass eine Verlet-
zung des Mindestabstandsgebots in den unteren Besoldungsgruppen letztlich auch zu einer Erhö-
hung der höheren Besoldungsgruppen führen muss.  
  



  

 

Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen und für Heimat hat festgestellt, dass das Bayeri-
sche Besoldungsrecht diese verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen nicht erfüllt. Die Baye-
rische Staatsregierung hat deshalb einen Gesetzentwurf zur Neuausrichtung orts- und familienbe-
zogener Besoldungsbestandteile in den Bayerischen Landtag eingebracht. Durch diesen Gesetz-
entwurf kommt es insbesondere zu einer Neuausrichtung der familienbezogenen Besoldungsbe-
standteile. Dabei soll einerseits eine Abkehr von der Alleinverdiener-Familie stattfinden, anderer-
seits werden die familienbezogenen Besoldungsbestandteile durch eine ortsbezogene Kompo-
nente ergänzt, indem der bisherige Familienzuschlag zu einem kombinierten Orts- und Familienzu-
schlag weiterentwickelt wird. 
 
Ein Ausfluss der Abkehr von der Alleinverdiener-Familie ist die Berücksichtigung des (fiktiven) Ein-
kommens des Ehegatten eines verheirateten Beamten. Hier soll pauschal ein Einkommen in Höhe 
von 20.000 € angenommen werden, das bei der Berechnung des Abstandsgebots angesetzt wird. 
Eine Folge dieser Regelung ist beispielsweise, dass der Familienzuschlag für Verheiratete zukünftig 
geringer ausfällt als bislang, da unterstellt wird, dass der Ehegatte grundsätzlich in der Lage ist, für 
seinen eigenen Unterhalt aufzukommen. Um Härtefälle zu vermeiden, wird für Altfälle ein Bestands-
schutz vorgesehen. Durch die Abkehr von der Alleinverdiener-Familie entfällt ferner zukünftig auch 
die Aufteilung des bisherigen Familienzuschlags der Stufe 1 in Beamtenehen. Nach dem Gesetz-
entwurf sollen Beamte den Familienzuschlag der neuen Stufe V deshalb auch dann in voller Höhe 
erhalten, wenn der Ehegatte ebenfalls im Beamtenverhältnis steht. 
 
Herzstück der neuen besoldungsrechtlichen Regelung ist die Ergänzung des bisherigen Familien-
zuschlags durch eine ortsbezogene Komponente. Durch diese Regelung soll das Mindestabstands-
gebot im Hinblick auf die regional anfallenden Wohnkosten gewahrt werden. Der bisherige Famili-
enzuschlag wird zu einem neuen Orts- und Familienzuschlag weiterentwickelt. Dabei ist der Beamte 
einer Ortsklasse zuzuordnen. Die Ortsklasse richtet sich nach der Mietstufe aus dem Wohngeld-
recht. Abzustellen ist dabei auf den Hauptwohnsitz des Beamten. Mietstufen sind für jede Gemeinde 
über 10.000 Einwohner festgelegt, für kleinere Gemeinden gilt die Mietstufe des jeweiligen Land-
kreises (§ 12 Abs. 3 WoG). Die Ballungsraumzulage soll hingegen entfallen, da die höheren Wohn-
kosten im Ballungsraum München bereits im Rahmen dieser Orts- und Familienzuschläge berück-
sichtigt werden. 
 
Die neue Tabelle für Orts- und Familienzuschläge, die rückwirkend ab 1. Januar 2023 gelten soll,   
sieht wie folgt aus: 
 

  
 

https://www1.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015500/0000015779.pdf
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Im Vergleich zur bisherigen Regelung ist zu berücksichtigen, dass neue Stufen eingeführt bzw. 
die Stufen neu benannt werden. Die bisherige Stufe 1 des Familienzuschlags wird faktisch durch 
die neue Stufe V ersetzt. Dieser gehören insbesondere verheiratete Beamte an. Den mit Zahlen 
bezeichneten Stufen sind die Beamten zuzuordnen, die einen kindbezogenen Anteil erhalten. Ein 
Beamter mit einem zu berücksichtigenden Kind gehört der Stufe 1 an, ein Beamter mit zwei zu be-
rücksichtigenden Kindern der Stufe 2, die Berücksichtigung weiterer Kinder ergibt sich aus den 
folgenden Stufen. Die kindbezogenen Teile des Orts- und Familienzuschlags werden wie bisher 
auch nur einem Beamten gewährt, wenn mehrere Berechtigte denkbar sind, also z. B. beide El-
tern im Beamtenverhältnis stehen. Der Stufe L sind solche Beamte zuzuordnen, die in keine an-
dere Stufe fallen. Nach der neuen Systematik können also auch ledige Beamte einen Orts- und 
Familienzuschlag erhalten. 
 
In Besoldungsgruppen A 3 bis A 10 erhöht sich der Orts- und Familienzuschlag ab der Stufe 1 zu-
sätzlich für jedes zu berücksichtigende Kind nach folgender Tabelle: 

 
 
Das Gesetz soll rückwirkend ab 1. Januar 2023 in Kraft treten. Eine (Nach-)Zahlung der entspre-
chenden Beträge sollte jedoch erst dann vorgenommen werden, wenn das Gesetz im Bayerischen 
Landtag beschlossen und verkündet wurde. 
 
Der Gesetzentwurf enthält auf den Seite 7 ff. auch Tabellen für die Jahre 2020 bis 2022, da die 
bayerische Besoldung im Hinblick auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bereits 
seit längerer Zeit verfassungswidrig zu niedrig bemessen war. Eine Nachzahlung für die Zeiträume 
vor 2023 kann allerdings nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass der Beamte durch einen 
Rechtsbehelf im jeweiligen Kalenderjahr die Verfassungswidrigkeit der Besoldung geltend gemacht 
hat oder der Dienstherr einen Beschluss fasst, dass auf eine solche zeitnahe Geltendmachung der 
Ansprüche verzichtet wird. Die Bayerische Staatsregierung hat aber für die Beamten des Freistaats 
Bayern in den Jahren 2020, 2021 und 2022 auf die zeitnahe Geltendmachung verzichtet, so dass 
die Beamten des Freistaats entsprechend der im Gesetzentwurf enthaltenen Tabellen für die Jahre 
2020 bis 2022 eine Nachzahlung erhalten werden. Die kommunalen Dienstherren sind an diese 
Entscheidung nicht gebunden, es ist ihnen aber im Rahmen der kommunalen Personalhoheit mög-
lich, ebenfalls auf die zeitnahe Geltendmachung zu verzichten. Soweit dies noch nicht geschehen 
ist, kann ein entsprechender Beschluss auch jetzt noch gefasst werden. 
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Wir empfehlen Ihnen deshalb, auch um einen Gleichklang der kommunalen und staatlichen Beam-
ten zu erreichen und eine Schlechterstellung der Beamten in den Gemeinden zu verhindern, den 
Verzicht auf die zeitnahe Geltendmachung für die Jahre bis einschließlich 2020 im Gemeinderat 
beschließen zu lassen. Die Mehrausgaben für die Nachzahlungen sind in den Haushalt für das Jahr 
2023 einzustellen. Eine Auszahlung an die Beamten sollte allerdings auch hier erst nach Beschluss 
des Gesetzentwurfs im Bayerischen Landtag und anschließender Verkündigung erfolgen.  
 
 
Für Rückfragen steht Ihnen Herr Georg Große Verspohl unter der Tel.: 089 360009-26, E-Mail:  
georg.grosse-verspohl@bay-gemeindetag.de gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie allerdings von 
Rückfragen bezüglich der genauen Berechnung abzusehen, bis der Gesetzentwurf endgültig im 
Landtag beschlossen wurde. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Hans-Peter Mayer 
Stellvertreter des  
Geschäftsführenden 
Präsidialmitglieds 
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